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BEBAUUNGSPLAN Nr. 48 – Waldquartier am Eilbergweg (ehemalige Lungenheilstätte) –  
Gemeinde Großhansdorf 

Teil B  -  Text    
(Auszug aus dem Planoriginal) 

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
1.1 In den Teilgebieten des allgemeinen Wohngebiets mit den Bezeichnungen WA1, WA2, WA3, 

WA4 und WA5 sind nicht störende Handwerksbetriebe nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 der 
Baunutzungsverordnung nur ausnahmsweise zulässig. Alle anderen nach § 4 Abs. 3 der 
Baunutzungsverordnung ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind unzulässig.  

 (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 

1.2  Im Teilgebiet des allgemeinen Wohngebiets mit der Bezeichnung WA6 sind die nach § 4 Abs. 
3 der Baunutzungsverordnung ausnahmsweise zulässigen Nutzungen mit Ausnahme von 
sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben unzulässig.  

 (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 

 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
2.1 In den Teilgebieten des allgemeinen Wohngebiets sind folgende Überschreitungen der 

zulässigen Grundfläche für Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO zulässig:  

 - in dem Teilgebiet mit der Bezeichnung WA1 bis zu einer Grundfläche von jeweils 650 m2 je 
überbaubare Grundstücksfläche,  

 - in den Teilgebieten mit den Bezeichnungen WA2, WA4 und WA5 bis zu einer       
Grundfläche von 1500 m2 je überbaubare Grundstücksfläche,  

 - in dem Teilgebiet mit der Bezeichnung WA3 bis zu einer Grundfläche von 1300 m2.  

 (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 

2.2. In den Teilgebieten des allgemeinen Wohngebiets mit den Bezeichnungen WA2, WA4 und 
WA5 bleiben bauliche Anlagen unterhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Höhenlage 
bei der Bestimmung der Zahl der Vollgeschosse und bei der Ermittlung der Geschossfläche 
unberücksichtigt. Unter- oder Überschreitungen der in der Planzeichnung festgesetzten 
Höhenlagen können bis zu 0,25 m zugelassen werden.  

(§ 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 20 Abs. 1 und 3 BauNVO) 

 

3. Gebäudehöhen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

3.1  Überschreitungen der festgesetzten Gebäudehöhen durch Aufzugsüberfahrten, 
 Treppenhäuser, Anlagen der Haus- und Klimatechnik, Anlagen zur Nutzung von Solarenergie 
 sowie andere technische Anlagen und Dachaufbauten sind bis zu einer Höhe von 1,50 m 
zulässig. Weitere Überschreitungen sind nur für Schornsteine, bspw. von Kaminen, zulässig. 

   (§ 16 Abs. 6 BauNVO, § 18 BauNVO) 
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4.   Bauweise, Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
4.1 Im allgemeinen Wohngebiet ist eine Überschreitung der festgesetzten Baugrenzen durch 

Balkone bis zu einer Tiefe von 2,5 m und durch Terrassen einschließlich ihrer Überdachungen 
und Wintergärten bis zu einer Tiefe von 5,0 m zulässig.  

 (§ 23 Abs. 3 S. 3 BauNVO) 

 
5. Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen (§9 Abs. 4 BauGB)  
5.1 Im allgemeinen Wohngebiet sind oberirdische Stellplätze sowie  Tiefgaragen und ihre 
 Zufahrten außerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze und Tiefgaragen unzulässig. 

 (§ 12 Abs. 6 BauNVO) 

 

6. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

6.1  Das festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht umfasst die Befugnis der Gemeinde 
 Großhansdorf zu verlangen, dass die bezeichnete private Fläche als allgemein zugänglicher 
 Fuß- und Radweg angelegt wird. Die Flächen sind außerdem mit einem Leitungsrecht 
 zugunsten der zuständigen Unternehmensträger zu belasten. Geringfügige Abweichungen 
 vom festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrecht können zugelassen werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

6.2 Die mit Leitungsrechten zu belasteten Flächen dienen dem Bau, der Wartung und der 
 Reparatur von Leitungen im Bereich der privaten Grundstücksflächen. Die Flächen müssen 
 für die vorgenannten Nutzungen dauerhaft zur Verfügung stehen. Die Flächen sind mit einem 
 Leitungsrecht zugunsten der zuständigen Unternehmensträger zu belasten. Geringfügige 
 Abweichungen vom festgesetzten Leitungsrecht können zugelassen werden. 

 (§ 9 Abs. 1 Nr.  21 BauGB) 

 

7. Anpflanzung, Bindungen für Bepflanzungen und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen  Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 

7.1 Die zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume sowie Bäume innerhalb der  festgesetzten Flächen 
 zur Erhaltung vom Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind dauerhaft zu 
 erhalten und fachgerecht zu pflegen. Bei Abgang von Bäumen, für die der Bebauungsplan 
 eine Erhaltungsbindung festsetzt, sind gleichwertige Ersatzpflanzungen gem. Pflanzliste 
 (Hinweis D) an gleicher Stelle vorzunehmen. Abweichungen von bis zu 5,0 m von den 
 festgesetzten Baumstandorten sind zulässig.  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

7.2 Die abschließenden Dachflächen des obersten Geschosses von Hauptgebäuden mit einer 
 maximalen Dachneigung bis 20 Grad sind mit einem mindestens 12 cm  starken  
 durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und dauerhaft mindestens extensiv zu 
 begrünen. Ausnahmen können für untergeordnete Bauteile wie  Treppenhäuser oder  
 technische Aufbauten wie Lüftungsanlagen sowie Dachterrassen und Oberlichter zugelassen 
 werden, soweit ein Begrünungsanteil von 55 vom Hundert der Dachflächen nicht 
 unterschritten wird. Diese Ausnahme von der Verpflichtung zur Begrünung gilt nicht für 
 aufgeständerte  Photovoltaikanlagen. Die Teilgebiete des allgemeinen Wohngebiets mit den 
 Bezeichnung WA1, WA3 und WA6 sind von der Verpflichtung zur Dachbegrünung 
ausgenommen. 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

7.3  Nicht überbaute Flächen von Tiefgaragen sind zu mindestens 70 vom Hundert mit einem 
mindestens 50 cm starken, durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und dauerhaft zu 
begrünen.  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
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8. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur- und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.1  Private Wegeflächen sowie offene Stellplatzanlagen im Sinne des § 12 BauNVO sind im luft- 
und wasserdurchlässigen Aufbau herzustellen.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.2  Die privaten Grünflächen mit den Bezeichnungen „pG2“, „pG3“ und „pG5“ sind mit Ausnahme 
der festgesetzten Baumerhaltungsgebote als gehölzfreie Vegetationsflächen zu entwickeln 
und dauerhaft zu unterhalten. Zur Sicherung eines lichten parkartigen Charakters sind Gras-/ 
Krautfluren ebenso zulässig wie Raseneinsaaten. (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.3 Aus Gründen des Artenschutzes für die Gruppe der Fledermäuse sind eine Rodung von 
 Gehölzen und ein Abbruch von Gebäuden auf den Zeitraum vom 01.12. – 28.02./29.02. 
 begrenzt. Abbruch oder Fällung außerhalb dieser Zeit sind nur nach vorheriger 
 artenschutzfachlicher Besatzkontrolle mit negativem Befund möglich.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.4  Zum Ausgleich von Balzquartiersverlusten für Fledermäuse sind acht künstliche 
 Fledermausquartiere in dem dafür geeigneten Baumbestand innerhalb der privaten Grün-
 fläche mit der Bezeichnung „pG1“ sowie der öffentlichen Grünfläche „öG1“ unter 
 artenschutzfachlicher Begleitung zu positionieren und anzubringen sowie auf Dauer zu 
 erhalten.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.5  Zur nächtlichen Außenbeleuchtung sind ausschließlich LED-Leuchtmittel mit warmweißem 
 Licht (2000-3000 Kelvin) mit einem Licht-Emissionsspektrum im Wellenlängenbereich um  
580 nm zu verwenden. Die Lichtquellen sind geschlossen auszuführen. Die Ausrichtung des 
 Lichtes ist nach unten zu orientieren und nach oben sowie zu den angrenzenden Grünflächen 
 und Gehölzstrukturen abzuschirmen oder so zu orientieren, dass direkte Lichteinwirkungen 
 auf die umliegenden Grünflächen und Gehölze vermieden werden. Die Lichtquellen sind 
 zeitlich und in ihrer Anzahl auf das für die Beleuchtung notwendige Mindestmaß zu 
 beschränken.  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.6  Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaften Absenkung des 
 vegetationsverfügbaren Grundwasserspiegels bzw. von Schichtenwasser führen, sind nicht 
 zulässig. 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

8.7  Zum Ausgleich baulich zulässiger Eingriffe in Natur und Landschaft werden im Ökokonto 
 Rönnetal 2 (ÖK027-02) 2.907 Ökopunkte mit dem Ziel zur Durchführung von Maßnahmen 
 zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft zugeordnet. 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB) 

 

9.  Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
9.1	 In den Teilgebieten des allgemeinen Wohngebiets mit den Bezeichnungen WA1 und WA5 
 sind Außenwohnbereiche von Wohnungen in den mit "(A)" bezeichneten Fassadenbereichen 
 nur geschlossen auszuführen (z.B. als verglaste Balkone oder Loggien). Ausgenommen von 
 dieser Regelung sind Wohnungen, die über einen weiteren lärmabgewandten 
 Außenwohnbereich verfügen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

9.2 In dem Teilgebiet des allgemeinen Wohngebiets mit der Bezeichnung WA4 sind überwiegend 
 zum Schlafen genutzte Aufenthaltsräume von Wohnungen in den mit „(B)“ bezeichneten 
 Fassadenbereichen nur zulässig, wenn durch mindestens 0,55 Meter tiefe verglaste 
 Vorbauten vor den zu öffnenden Fenstern ein Schutz vor nächtlichem Lärm durch das 
 Tierheim hergestellt wird, durch den ein Beurteilungspegel von maximal 40 dB(A) nachts  
0,5 m vor den zu öffnenden Fenstern sichergestellt werden kann. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)  
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9.3 Die Luftschalldämmung von Außenbauteilen ist nach Gleichung 6 der DIN 4109-1:2018-01 
 (Kapitel 7.1) zu bestimmen und im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens und des 
 Baufreistellungsverfahrens nachzuweisen. Zur Umsetzung von Satz 1 sind die maßgeblichen 
 Außenlärmpegel gemäß DIN 4109-1:2018-01 und DIN 4109-2:2018-01 für schutzbedürftige 
 Räume und für die Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden können, der 
 Nebenzeichnung 1 zu entnehmen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

9.4 Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm sind überwiegend zum Schlafen genutzte 
 Aufenthaltsräume von Wohnungen möglichst an den lärmabgewandten Süd- und 
 Westfassaden anzuordnen. Ist die Anordnung an lärmabgewandten Fassaden nicht möglich, 
 sind zum Schutz der Nachtruhe für Räume, die überwiegend zum Schlafen genutzt werden 
 können, ab einem in der Nebenzeichnung 2 dargestellten Beurteilungspegel von über  
49 dB(A) nachts schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, sofern der notwendige hygienische  
 Luftwechsel nicht auf andere, nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, 
 geeigneten Weise sichergestellt werden kann. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

9.5 Von den vorgenannten Festsetzungen zum Lärmschutz kann abgewichen werden, sofern im 
 Rahmen eines Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung 
 geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz resultieren. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

 

II. BAUGESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBO) 

1. Dächer   
1.1 Die Dächer von Hauptgebäuden in den Teilgebieten des allgemeinen Wohngebiets mit den 

 Bezeichnungen WA2, WA4 und WA5 sind als Flachdächer oder flach geneigte  Dächer mit 
einer Dachneigung von nicht mehr als 20 Grad auszuführen und gemäß Festsetzung Nr. 7.2 
zu begrünen. 

 
1.2 Die Dächer von Hauptgebäuden in dem Teilgebiet des allgemeinen Wohngebiets mit der 
 Bezeichnung WA1 sind als  Sattel- oder Walmdächer und einheitlich in den Farbtönen rot, 
 grau oder braun auszuführen. Glasierte Dacheindeckungen sind unzulässig. Die zulässige 
 Dachneigung beträgt 30 bis 50 Grad. 

III. HINWEISE 
 

A)  Höhenbezug  

 Die festgesetzten Höhen beziehen sich auf Meter über Normalhöhennull (m ü. NHN).  

B)  Externe Ersatzaufforstung (§ 9 Abs. 6 LWaldG) 

 Als Ausgleich für die mit der Planung verbundene Inanspruchnahme von Wald werden 
Ersatzwaldflächen durch Erstaufforstung in einer Flächengröße von 21.144 m2 auf geeigneten 
Flächen der Forstbetriebsgemeinschaft Stormarn im Naturraum Hohe Geest in der Gemeinde 
Elmenhorst auf dem Flurstück 103/1, Flur 5 nachgewiesen. 

C)  Archäologischer Denkmalschutz (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

 Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist 
die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum 
Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich sind gemäß § 15 Denkmalschutzgesetz 
der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten.  

 Das Teilgebiet des allgemeinen Wohngebiets mit der Bezeichnung WA4 liegt innerhalb eines 
archäologischen Interessengebiets. Der Beginn der Bauarbeiten im Bereich des 
archäologischen Interessengebiets ist dem Archäologischen Landesamt rechtzeitig 
mindestens 14 Tage vorher mitzuteilen. 
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D) Pflanzenauswahlliste für heimische, standortgerechte Bäume: 

 Acer platanoides    Spitzahorn  

 Acer pseudoplatanus    Bergahorn  

 Acer campestre ***    Feldahorn  

 Betula pendula     Sandbirke  

 Carpinus betulus    Hainbuche  

 Crataegus monogyna ***   Eingriffliger Weißdorn  

 Fagus sylvatica    Rotbuche  

 Fraxinus excelsior    Esche  

 Ilex aquifolia ***    Stechpalme  

 Malus sylvestris ***    Holzapfel  

 Prunus padus ***    Trauben-Kirsche  

 Populus tremula    Espe  

 Pyrus pyraster ***    Wildbirne  

 Quercus petraea    Trauben-Eiche  

 Quercus robur     Stiel-Eiche 

 Sorbus aria     Echte Mehlbeere  

 Sorbus aucuparia ***    Vogelbeere  

 Taxus baccata ***    Eibe  

 Tilia cordata     Winter-Linde 

 *** kleinkronige Baumarten 

 

E)  DIN-Normen 

 In den textlichen Festsetzungen wird auf die DIN-Norm DIN 4109, Schallschutz  im Hochbau, 
Teil 1 und 2 (Ausgabe 01/2018) Bezug genommen. Die Normen gelten in der angegebenen 
Fassung. Die verwendeten Normen liegen zusammen mit diesem Bebauungsplan in den 
Räumen, in denen in die Bebauungspläne Einsicht genommen werden kann, zur Einsicht 
bereit. 

F)  Denkmalschutzrechtliche Genehmigungspflichten 

 Innerhalb des Plangebiets befinden sich Kulturdenkmale. Es wird auf folgende 
Genehmigungspflichten gemäß Denkmalschutzgesetz Schleswig-Holstein (DSchG SH) 
hingewiesen: 

 § 12 Abs. 1 Nr. 1 DSchG SH: Die Instandsetzung, Veränderung und die Vernichtung eines 
unbeweglichen Kulturdenkmals bedarf, neben einer möglichen Genehmigung anderen Rechts, 
einer denkmalrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde. 

 § 12 Abs. 1 Nr. 3 DSchG SH: Die Veränderung der Umgebung eines unbeweglichen 
Kulturdenkmals, wenn sie geeignet ist, seinen Eindruck wesentlich zu beeinträchtigen bedarf 
der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde. 

G)  Im Zuge der Waldumwandlung zu erhaltender Einzelbaumbestand  

 Die auf den privaten Grünflächen mit den Bezeichnungen „pG3“ und „pG5“ zum Erhalt 
festgesetzten Einzelbäume sollen im Zuge der Waldumwandlung als Baumgruppen freigestellt 
und erhalten werden. Diese Bäume können im Zusammenhang mit dem notwendigen 
Nachweis von nach der Baumschutzsatzung geforderten Ersatzbaumpflanzungen als 
anrechenbarer Ersatzbaum nach Maßgabe der in der Tabelle 4 im Umweltbericht 
aufgezeigten Ersatz-Wertung herangezogen werden. 


